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Antrag 

der Abgeordneten Müller (Düsseldorf), Schäfer (Offenburg), Ganseforth, 

Dr. Hartenstein, Jung (Düsseldorf), Adler, Bachmaier, Dr. Böhme (Unna), 

Dr. von Bülow, Blunck, Conradi, Fischer (Homburg), Dr. Hauchler, Huonker, 
Ibrügger, Kästner, Kiehm, Kirschner, Dr. Klejdzinski, Kretkowski, Dr. Kübler, 
Leidinger, Lennartz, Menzel, Meyer, Müller (Pleisweiler), Müller (Schweinfurt), 
Oesinghaus, Purps, Reimann, Reuter, Schanz, Dr. Scheer, Schmidt (Nürnberg), 
Dr. Schöfberger, Schreiner, Schütz, Dr. Sperling, Stahl (Kempen), Stiegler, Vosen, 
Waltemathe, Weiermann, Dr. Wernitz, Weyel, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Schutz der Ozonschicht 


Der Schutz der Atmosphäre ist eine vorrangige politische Aufgabe 
der internationalen Staatengemeinschaft. Besondere Verantwor- 
tung kommt hierfür den Industriestaten zu, die die Hauptver- 
ursacher der Umweltschädigung sind. 

Der Abbau der stratosphärischen Ozonschicht bedeutet eine 
große Gefahr für die natürlichen Lebensgrundlagen und die 
menschliche Gesundheit. Durch die Zerstörung des Ozonmantels 
dringt verstärkt UVB -Strahlung auf die Erdoberfläche durch und 
hemmt dann z.B. die Photo Syntheseleistung von Pflanzen, schä- 
digt das Meeresplankton oder bewirkt beim Menschen Haut- 
krebs, Immunschwäche oder Augenerkrankungen. Außerdem be- 
einflußt der Ozonabbau auch das Klimageschehen und die Nie- 
derschlagsprozesse. 

Es steht außer Frage, daß verschiedene Chlorverbindungen, vor 
allem Fluorchlorkohlenwasserstoffe (FCKW) und Halone, für den 
Abbau der Ozonschicht verantwortlich sind. Weiterhin ist nach 
dem heutigen Wissensstand auch Distickstoffoxyd beteiligt. 
Schheßhch verstärken die Wasserdampf-Emissionen von Strato- 
sphärenflügen den Abbaueffekt. 

Die Fluorchlorkohlenwasserstoffe sind hauptverantwortlich für 
den Abbau der Ozonschicht, sie tragen gleichzeitig als Treibhaus- 
gas mit einem Anteil von 17 Prozent zur künstlichen Erderwär- 
mung bei. Sie haben damit eine doppelte Schädigungswirkung. 
Die Regierungschefs der EG-Mitghedstaaten haben deshalb in 
ihrer Erklärung vom Dezember 1988 gefordert, daß die Europäi- 
sche Gemeinschaft in den Maßnahmen zum Schutz der Atmo- 
sphäre eine führende Rolle einnehmen soll. 
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Die Enquete-Kommission „Vorsorge zum Schutz der Erdatmo- 
sphäre" hat in ihrem ersten Zwischenbericht * den naturwissen- 
schaftlichen Kenntnisstand, die Trends und die Gefahren des 
Ozonabbaus aufgezeigt. Der Deutsche Bundestag ist mit einem 
einstimmigen Beschluß vom 9. März 1989 den weitreichenden 
Empfehlungen der Enquete -Kommission zu Verbot bzw. Reduk- 
tion von Halogenkohlenwasserstoffen, insbesondere von FCKW 
und Halonen, gefolgt. Der Deutsche Bundestag bekräftigt diesen 
Beschluß. Er stellt darüber hinaus weitergehende bzw. konkreti- 
sierende Forderungen auf, weil 

— sich die wissenschaftlichen Erkenntnisse über die Gefahren des 
Ozonabbaus und der Erderwärmung weiter verdichtet haben; 

— die Ergebnisse der Internationalen Konferenz zum Schutz der 
Ozonschicht (1. Folgekonferenz zum Montrealer Protokoll in 
Helsinki/Mai 1989) unzureichend sind; 

— die Beschlüsse des EG -Ministerrates den vom Deutschen Bun- 
destag geforderten Zielsetzungen nicht hinreichend entspre- 
chen; 

— ein großer Teil der ozonschädigenden Substanzen national 
nicht eindeutig genug und international noch gar nicht in dem 
erforderhchem Umfang geregelt sind (z. B. F22, Methylchloro- 
form, Tetrachlorkohlenstoff). Einige Stoffe werden sogar noch 
verstärkt produziert und eingesetzt. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird zu folgenden Maßnahmen aufgefor- 
dert: 

a) Im Chemikaliengesetz sind die Kriterien „ozonschädigend" 
und „klimawirksam" aufzunehmen, um durch Rechtsverord- 
nungen unmittelbare Verbote und Einschränkungen erlassen 
zu können. Dies betrifft alle Stoffe, die ein Ozonzerstörungs- 
potential (Ozone-Depletion-Potential) aufweisen, insbesondere 
alle FCKW und Halone. 

Diese Rechtsgrundlage ist unverzüglich zu schaffen und die 
Bewertungsstellen sind in die Lage zu versetzen, unmittelbare 
Maßnahmen auszusprechen. 

Sofortverbote sind überall dort zu erlassen, wo Ersatzstoffe und 
Alternativ- Verfahren zur Verfügung stehen. Dies betrifft insbe- 
sondere die FCKW F 11, 12, 22, 113, 114 und 115, die Halone 
H 1211, 1301 und 2402 sowie Gemische, die diese Substanzen 
enthalten. 

Ausnahmeregelungen (z. B. im medizinischen Bereich) sind bis 
spätestens 1995 zu befristen und bedürfen einer anwendungs- 
bezogenen Zulassung. Die Begründungen für Ausnahmerege- 
lungen sind zu veröffentlichen. 

Für den Bereich der Kühl- und Kältetechnik sind für einen 
Übergangszeitraum Entsorgungs- und Recyclingvorschriften 
mit dem Ziel einer raschen Emissionsminderung zu erlassen. 
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Für die „Altlasten" (z. B. FCKW-haltige Produkte), die sich 
bereits im Handel oder beim Verbraucher befinden, ist ein 
Entsorgungskonzept zu entwickeln, das ggf. auch Rücknahme- 
verpflichtungen vorsieht. 

b) Bis spätestens zum 31. Dezember 1989 ist dem Deutschen 
Bundestag ein Bericht vorzulegen, wie und in welcher Form die 
von der Enquete-Kommission „Vorsorge zum Schutz der Erdat- 
mosphäre" geforderte Chlorbilanz der Atmosphäre ausgestal- 
tet weren kann. Eine derartige Bilanzierung muß die Emis- 
sionsmengen und Trends im Chlorpegel der Atmosphäre auf- 
zeigen. Zugleich sind in einer Mengendeklaration die vorhan- 
denen Produktionskapazitäten und die jährlichen Produktions-, 
Export- und Importmengen ozonschädigender halogenierter 
Kohlenwasserstoffe aufzuführen. Eine derartige nationale 
Chlorbilanz ist in regelmäßigen Abständen zu erstellen. Für die 
Erhebung der Daten ist dem Deutschen Bundestag ein Geset- 
zesvorschlag zur Beratung vorzulegen. 

c) Auf der Ebene der Europäischen Gemeinschaft ist eine Initia- 
tive notwendig, um die Entschließung der EG-Umweltminister 
vom Juni 1989 (89/C 183/03) über eine 85prozentige Verringe- 
rung der im Montrealer Protokoll erfaßten FCKW und Halone 
verbindlich für den 31. Dezember 1989 festzulegen. Dabei muß 
sichergestellt sein, daß einzelne Mitgliedstaaten dieses Ziel 
auch früher erreichen können, ohne mit EG-Recht in Konflikt 
zu geraten. 

Die heute noch nicht erfaßten ozonschädigenden halogenierten 
Kohlenwasserstoffe sind ebenfalls für die EG durch Verbote 
bzw. verbindliche Reduktionsqüoten zu regulieren. 

d) Generell ist national für die Europäische Gemeinschaft eine 
Kennzeichnungspflicht für die Produktion und Verwendung 
ozonschädigender Stoffe und Gemische sowie für sie enthal- 
tene Stoffe einzuführen. 

Die Empfehlung der EG-Kommission (89/349/EWG vom 
27. Mai 1989) ist unzureichend. 

e) Die Bundesregierung schlägt den EG-Staten eine gemeinsame 
Initiative für die Folgekonferenz zum Schutz der Ozonschicht 
1990 (Überprüfung des Protokolls von Montreal) mit folgenden 
Zielsetzungen vor: 

— zeitliche und mengenmäßige Verschärfung der Reduktions- 
ziele bzw. Verbote für die FCKW F 11, 12, 113, 114 und 115 
sowie für die Halone 1211, 1301 und 2402 entsprechend der 
unter c) genannten Daten; 

— Einbeziehung aller ozonschädigenden halogenierten Koh- 
lenwasserstoffe in das Folgeprotokoll von Montreal; 

— Streichung der heutigen Ausnahmeregelungen 
(Verlagerungen, Reimporte etc.); 

— Publizitätspflicht für die Produktions- und Abgabezahlen 
aller Hersteller; 
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— sofortiger Ausschluß von Importen aus und von Exporten an 
Nichtunterzeichnerstaaten des Montrealer Protokolls; 

~ Festlegung von Sanktionsmöglichkeiten bei Nichteinhal- 
tung der Vertragsbestimmungen; 

— zeitgleiche Bereitstellung von Ersatzstoffen und Ersatzver- 
fahren an die Unterzeichnerstaaten in der Dritten Welt. Für 
die Finanzierung dieses Transfers von Ersatztechnologien 
soll die Bundesregierung einen Vorschlag vorlegen. 

Unabhängig vom Ausgang der Verhandlungen soll die EG diese 


Maßnahmen bereits zum 1. Mai 

Bonn, den 28. September 1989 

Müller (Düsseldorf) 

Schäfer (Offenburg) 
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einführen. 
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